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Redaktionsgespräch mit Peer Steinbrück

„Die Unabhängigkeit der EZB ist ein 
hohes Gut und steht außer Frage.“

Schon der leise Verdacht, einen Einfluss 
auf geldpolitische Entscheidungen der EZB 
ausüben zu wollen, ist für den amtie-
renden Bundesfinanzminster wie für viele 
seiner Vorgänger im Umgang mit der Bun-
desbank ein sensibles Thema. Entspre-
chend klar und unmissverständlich betont 
Peer Steinbrück im Redaktionsgespräch 
die Unabhängikeit der EZB als  hohes Gut. 
Dass er im konjunkturellen  Abschwung 
 finanzielle Spielräume der Finanzpolitik ge-
wahrt wissen will, deckt sich mit den Vor-
stellungen von Otmar Issing. Im Jahr 2011, 
so der Finanzminister, könnte die Haus-
haltskonsolidierung weit genug 
fortgeschritten sein, der Politik 
diese Freiräume zu lassen –  
natürlich unter Einhaltung des 
Maastricht-Vertrags. (Red.) 

 Herr Steinbrück, wie  
 muss ein Bundesfinanz-
minister Stabilität definieren?

Das kann jeder im Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz von 
1967 nachlesen. Zu stabilen 
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen gehören nicht nur 
Preisstabilität, sondern auch ein 
angemessenes Wachstum, ein 
hohes Beschäftigungsniveau 
und ein außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht. Leider haben 
mir meine Vorgänger im Amt 
keine Zauberformel hinterlas-
sen, wie wir alle Ziele dieses 
„magischen Vierecks“ jederzeit 
vollständig erreichen können. 

 Passt die letzte Mehrwertsteuer- 
 erhöhung zum Anspruch einer sta-
bilitätsorientierten Finanzpolitik? Hatte 
diese Maßnahme nicht einen erheb-
lichen inflationssteigernden Effekt? 

Der Staat braucht eine verlässliche und 
stabile Einnahmebasis. Sonst ist das Ziel 
 einer soliden Finanzpolitik weder glaub-
würdig noch langfristig umsetzbar. Natür-
lich ist uns die Entscheidung, die Mehr-
wertsteuer zu erhöhen, seinerzeit nicht 
leicht gefallen. Aber mit Ausgabenkür-
zungen und dem Abbau von Subventionen 

allein waren die notwendigen Konsolidie-
rungsschritte nicht zu schaffen. Außerdem 
haben wir ja auch einen Teil der zusätz-
lichen Einnahmen dazu verwendet, die 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu 
senken. 

Heute zeigt sich, das war die richtige 
 Strategie. Im Vorfeld wurden ja geradezu 
Horrorszenarien zu den negativen Aus-
wirkungen einer Mehrwertsteuererhöhung 
entworfen. Die damit verbundenen Wachs-
tumseinbußen hielten sich aber in Grenzen 
und unsere Wirtschaft hat im vergangenen 

Jahr ein dickes Plus verzeichnet. 
Die Große Koalition hat ein 
klares Signal gegeben, dass sie 
es mit der Haushaltskonsolidie-
rung ernst meint. Das hat Ver-
trauen geschaffen. 

 Sie sprachen vom wich- 
  tigen Ziel der Haushalts-
konsolidierung. Wie lange 
können Sie Ihre Kabinett-
kollegen noch disziplinieren?

Die Haushaltskonsolidierung ist 
und bleibt weiterhin eines der 
zentralen Ziele der Großen Koa-
lition: Wir reduzieren im nächs-
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 Sind die Kriterien des Maastricht- 
 Vertrages eigentlich noch zeitge-
mäß?

Der Euro ist bisher eine beeindruckende 
Erfolgsstory, und der Maastricht-Vertrag 
hat erheblich dazu beigetragen. Schon vor 
Beginn der Währungsunion hat er die Sta-
bilitätskultur in den Mitgliedstaaten deut-
lich gestärkt. Ich sehe keine Notwendig-
keit, das Vertragswerk zu ändern. Zudem 
haben wir mit dem Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt eine wirksame finanzpolitische 
Rahmensetzung in den Mitgliedstaaten. 

 Trifft der Vorwurf zu, der Stabili- 
 täts- und Wachstumspakt wurde 
mit der Reform im Jahr 2005 aufge-
weicht?

Nein, durch die Reform ist der Stabilitäts- 
und Wachstumspakt weniger mechanis-
tisch und dafür ökonomisch rationaler 
 geworden. Wichtig ist, dass wir im präven-
tiven Arm den Grundsatz strukturell aus-
geglichener Haushalte besser verankert 
haben. Das ist für eine stabilitätsorientierte 
Finanzpolitik in Europa bedeutender als die 
Frage, ob ein Land einen Monat mehr oder 
weniger Zeit bekommt, ein – nach den 
Vorgaben des Paktes – übermäßiges Defizit 
abzubauen. 

 Von der aktuellen Entwicklung des 
 Ölpreises gehen erheblich Stabili-
tätsrisiken aus. Welches sind aus Ihrer 
Sicht die angemessenen Antworten der 
Politik? 

Die finden wir nur, wenn wir uns mit den 
Ursachen dieser Entwicklung auseinander-
setzen. Der Anstieg der globalen Nachfrage 
ist ein langfristiges Phänomen, auf das wir 
uns einstellen müssen. Es wäre fatal zu 
glauben, wir könnten diesem strukturellen 
Anpassungsdruck entgehen, indem wir 
Preissignale über Subventionierung dämp-
fen. Das Gegenteil ist der Fall. Mit solchen 
Maßnahmen bewirken sie vor allem eines: 
eine uferlose Belastung der öffentlichen 
Haushalte. Denn was machen Sie, wenn 
der Ölpreis irgendwann auf 200 oder 250 
Dollar je Barrel steigt? Noch mehr subven-
tionieren? Statt den Menschen Sand in die 
Augen zu streuen, sollten wir eine  ehrliche 
Debatte führen, wie wir uns in  Zukunft 
weniger abhängig von den Preisentwick-
lungen auf den globalen Energiemärkten 
machen – zum Beispiel durch eine bessere 
Energieeffizienz.

Schuldenberg bezogen auf das BIP nach-
haltig sinken. Zweitens darf sie nicht mehr 
auf einen veralteten Investitionsbegriff 
basieren, wie in der gegenwärtigen Rege-
lung. Und drittens muss eine Neuregelung 
natürlich mit der Logik und den Vorgaben 
des europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt vereinbar sein. 

 Also kein grundsätzliches Ver- 
 schuldungsverbot?

Nein, das wäre – insbesondere für den 
Bund – ökonomisch nicht sinnvoll. Wir 
brauchen finanzielle Spielräume, um in 
konjunkturellen Schwächephasen antizyk-
lisch handeln zu können. Es wäre falsch, 
wenn wir im Abschwung eine restriktive 
Finanzpolitik betreiben müssten, also aus-
gerechnet dann die Steuern erhöhen oder 
die Ausgaben senken müssten. Damit wür-
de im Ergebnis nur die konjunkturelle 
 Abwärtsbewegung beschleunigt.

 Hat sich die Schuldenstruktur des 
 Bundes durch die Arbeit der vor 
sieben Jahren gegründeten Finanzagen-
tur eigentlich schon entscheidend ver-
bessert? 

Die Bilanz der Finanzagentur ist eindeutig 
positiv. Natürlich hatte der Bund schon vor 
der Gründung der Finanzagentur ein wirt-
schaftlich vernünftiges Kreditportfolio. 
Aber aufgrund der großen Marktkompe-
tenz der Finanzagentur ist unser Instru-
mentenkasten zur Refinanzierung deutlich 
angewachsen. Außerdem können wir un-
seren gesetzlichen Auftrag erfüllen und 
Markt innovationen gerade im Privatkun-
dengeschäft heute besser für uns nutzen. 
Davon profitieren wir – und die Anleger. 

 Lässt die Geldpolitik der EZB Ihnen 
 ausreichend Handlungsspielraum?
 
Ich bin sehr zurückhaltend mit Äuße-
rungen zu diesem Thema, da sie gerne me-
dial verzerrt und missverstanden werden. 
Dies hat sich erst kürzlich wieder gezeigt, 
als ich darauf hingewiesen habe, dass Zins-
erhöhungen angesichts der bestehenden 
Konjunkturrisiken eben auch sehr ambi-
valente Effekte haben können. Damit habe 
ich lediglich ökonomische Tatsachen be-
schrieben. Mir deshalb eine Kritik an der 
EZB oder gar den Versuch einer Einfluss-
nahme zu unterstellen, ist völlig abwegig. 
Die Unabhängigkeit der EZB ist ein hohes 
Gut und steht für mich außer Frage. 
 

ten Jahr die Nettokreditaufnahme noch-
mals deutlich – und zwar auf das nied-
rigste Niveau seit der deutschen 
Wiedervereinigung. Ab 2011 planen wir mit 
einem Bundeshaushalt ohne Neuverschul-
dung. Angesichts dessen entbehren Zweifel 
am Konsolidierungs willen der Großen Koa-
lition wirklich jeder Grundlage.

 Aber es gab doch auch deutliche  
 Kritik, dass Sie diese Ziele schon 
viel früher hätten erreichen können? 

Es gibt immer einige, denen es nicht 
schnell genug geht. Das sind dann aber 
 erstaunlicherweise oft die Gleichen, die in 
einem Atemzug Steuersenkungen auf 
Pump fordern. Das hat sehr viel mit Popu-
lismus und nichts mit einer verant-
wortungsvollen Finanzpolitik zu tun. Wir 
wollen, dass Deutschland angesichts des 
steigenden Globalisierungsdrucks und des 
demografischen Wandels zukunfts- und 
wettbewerbsfähig bleibt. Deshalb verbin-
det die Bundesregierung eine konsequente 
Haushaltskonsolidierung mit wichtigen In-
vestitionen in Bildung, Forschung oder der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
 Sparen ist eben kein Selbstzweck! 

 Aktuell wird im Rahmen der Föde- 
 ralismuskommission II eine Reform 
der verfassungsrechtlichen Verschul-
dungsgrenze diskutiert. Warum brau-
chen wir eine Änderung der bisherigen 
Regelungen? 

Weil wir raus aus der Schuldenfalle müs-
sen! Und zwar dauerhaft! Alles andere 
können wir gegenüber nachfolgenden Ge-
nerationen nicht verantworten. Der Blick 
auf den seit den sechziger Jahren drama-
tisch angestiegenen Schuldenberg zeigt, 
dass die bestehenden Anreiz- und Sank-
tionsmechanismen des Art. 115 GG nicht 
ausreichen. Insbesondere fehlt eine wirk-
same Verpflichtung, in konjunkturell guten 
Phasen entsprechend vorzusorgen. Das 
 widerspricht der notwendigen Symmetrie 
einer antizyklischen Finanzpolitik und ist 
somit bestenfalls „Keynes light“. 

 Wie könnte eine solche Neurege- 
 lung aussehen?

Ich will jetzt nicht unser Modell einer 
Schuldenbremse im Detail durchdeklinie-
ren. Aber eine neue Schuldenbremse sollte 
in meinen Augen drei grundsätzliche An-
forderungen erfüllen: Erstens muss der 


